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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Beschlüsse der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates Gornau vom 20.06.2022

Beschluss Nr. 280/22
Der Gemeinderat Gornau beschließt gemäß § 88 Absatz 5 
Sächsische Gemeindeordnung bei den Jahresabschlüssen bis 
einschließlich 2020 auf folgende Bestandteile zu verzichten:

- Rechenschaftsbericht
- eine Übersicht über die in das folgende Jahr übertragenen 

Haushaltsermächtigungen
- Angaben für den Bürgermeister und den Fachbediens-

teten für das Finanzwesen sowie für die Ratsmitglieder, 
auch wenn die Personen im Haushaltsjahr ausgeschieden 
sind, hinsichtlich:

1. Familienname mit mindestens einem ausgeschriebenen 
Vornamen,

2. die Mitgliedschaft in Aufsichtsräten und anderen Kontroll-
gremien im Sinne des § 125 Absatz 1 Satz 5 des Aktien-
gesetzes vom 6. September 1965 (BGBl. I S. 1089), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Dezember 
2019 (BGBl. I S. 2637) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung,

3. die Mitgliedschaft in Organen von verselbstständigten Or-
ganisationseinheiten und Vermögensmassen, die mit der 
Gemeinde eine Rechtseinheit bilden, und in Organen von 
Unternehmen nach § 96, an denen die Gemeinde eine 
Beteiligung hält, ausgenommen die Hauptversammlung, 
und

4. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrechtlicher 
Unternehmen, ausgenommen die Hauptversammlung

Beschluss Nr. 281/22
Die Gemeinde Gornau stimmt der LES in der Erzgebirgsregion 
Flöha- und Zschopautal im Förderzeitraum 2023-2027 zu.
Beschluss Nr. 282/22
Der Gemeinderat Gornau beschließ einen Budgetausgleich 
i.H.v. 64.000 € 
vom Budget 100 - 21.11.01.003 - Maßnahme 2703
auf Budget 600 - 11.13.02.110 - Maßnahme 1709

Beschluss Nr. 283/22
Der Gemeinderat der Gemeinde Gornau beschließt, die Leis-
tungen für das Los 7 Sockelsanierung für die Baumaßnahme 
„Sanierung Dorfgemeinschaftshaus in Dittmannsdorf“ zum 
Preis von 43.050,81 € an die Baufirma M. Hengst, Hauptstraße 
7, 09573 Gornau OT Dittmannsdorf zu vergeben.

Beschlüsse Nr. 284/22-312/22
Die Beschlüsse zur Abwägungstabelle können zu den Öff-
nungszeiten im Bauamt der Stadtverwaltung Zschopau, Alt-
markt 2, eingesehen werden.

Beschluss Nr. 313/22
Der Gemeinderat der Gemeinde Gornau wägt die Stellungnah-
men zum Entwurf des Bebauungsplanes „Holzboden II“, beste-
hend aus Planzeichnung (Teil A), textlichen Festsetzungen (Teil 
B) sowie Begründung in der Fassung vom 11.01.2021, mit Än-
derungen vom 03.12.2021 gemäß Anlage (Abwägungstabelle) 
einzeln ab und beschließt das Abwägungsergebnis.
Das Abwägungsergebnis wird zur Einarbeitung in die Planun-
terlagen bestimmt.
Die Bauverwaltung wird beauftragt, die Beteiligten von der Be-
handlung der Stellungnahmen in Kenntnis zu setzen.

Beschluss Nr. 314/22
Der Gemeinderat der Gemeinde Gornau beschließt den Bebau-
ungsplan „Holzboden II“, bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) in der Fas-
sung vom 11.01.2021 als Satzung. Die Begründung wird gebil-
ligt.

Textliche Festsetzungen -Teil B
I.      Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB)

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen
werden ausgeschlossen.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 20
BauNVO)

2.1 Es wird eine Grundflächenzahl mit maximal 0,25 festgesetzt, eine  nach § 19
(4) BauNVO mögliche Überschreitung der GRZ ist ausgeschlossen.

2.2 Als zulässige Traufhöhe wird max. 7,5 m festgesetzt. Unterer Bezugspunkt
ist jeweils der Schnittpunkt der Oberkante der Fahrbahnmitte der 
angrenzenden Erschließungsstraße in Gebäudemitte. Als oberer 
Bezugspunkt gilt die Traufe als Schnittpunkt zwischen senkrechter 
Außenwand und Dachhaut.

2.3 Die Anzahl der Vollgeschosse wird mit maximal zwei festgesetzt.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Es wird offene Bauweise mit Einzel- und Doppelhäusern festgesetzt.

4. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4
BauGB)

4.1 Garagen, Carports, Stellplätze und Nebenanlagen sind nicht zulässig auf
den zur Entwicklung von Bäumen und Sträuchern festgesetzten Flächen.

4.2 Garagen, Carports und sonstige Nebenanlagen sind nicht zulässig zwischen
öffentlichen Verkehrsflächen bzw. Straßenbegrenzungslinien und 
Baugrenzen.

5. Anzahl der Wohnungen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Pro Grundstück sind maximal zwei Wohneinheiten zulässig.

6. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

6.1 Als Kompensationsmaßnahme des Arten-, Natur- und Umweltschutzes ist im
Übergang zur Ackerflur eine 5,0 m breite Wildgehölzhecke als Wallhecke
anzulegen. Die Bepflanzung erfolgt mit den hohen und mittelhohen
Sträuchern gemäß Artenliste C, entsprechend Regelzeichnung und
Pflanzschema (Planteil A).

6.2 Als Kompensationsmaßnahme im Rahmen des Artenschutzes erfolgt die
Anlage einer 7 m breiten Wiesenfläche als Blühstreifen im Übergang zur
Ackerflur.

6.3 Als Maßnahme im Rahmen des Arten-, Natur- und Umweltschutzes erfolgt
die Anlage einer Streuobstwiese am östlichen Plangebietsrand.

6.4 Fuß- und Radwege, Mehrzweckflächen, Landwirtschafts- und Notwege
sowie private Stellplätze, Wege, Zufahrten sowie Aufstellflächen für
Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge sind unversiegelt oder teilversiegelt mit
mindestens 20 % Fugen - beziehungsweise Porenanteil herzustellen.
Asphaltflächen sind unzulässig.

7. Festsetzungen als Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB)

Zur Sicherung der Reinhaltung der Luft werden feste fossile Brennstoffe zur
Raumheizung und zur Bereitung von Warmwasser im Plangebiet
ausgeschlossen.

8. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

8.1 Pro Wohngrundstück ist je angefangene 100 m² überbaute Baufläche ein
standortgerechter einheimischer Laubbaum gemäß Auswahllisten A) und B)
oder ein Obstgehölze als Hochstamm mit einem Stammumfang von
mindestens 12 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die unter Pkt. 8.2
festgesetzten Bäume können auf die Anzahl zu pflanzender Bäume
angerechnet werden.

8.2 Für die gemäß Planzeichnung zum Anpflanzen festgesetzten Flächen für
Baumpflanzungen auf den Wohnbauflächen sind Arten gemäß der 
Auswahlliste B) zu verwenden und als Hochstamm mit mind. 12 cm 
Stammumfang zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

8.3 Für die gemäß Planzeichnung zum Anpflanzen von Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzten
privaten und öffentlichen Flächen sind Arten gemäß der Auswahlliste C) zu
verwenden.

8.4 Auf der als Streuobstwiese festgesetzten Fläche  sind die zu pflanzenden
Obstgehölze als Hochstamm mit einem Stammumfang von mindestens 7 cm
in einem Abstand von mindestens 7 m zueinander versetzt zu pflanzen und
dauerhaft zu erhalten.

8.5 Bei Abgang von Laub- und Obstgehölzen innerhalb der festgesetzten 
Flächen sind diese durch Arten der Pflanzenauswahllisten zu ersetzen und
dauerhaft zu erhalten.

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89
SächsBO)

Dachgestaltung

1. Als Dachneigung der Hauptgebäude sind 21-48° als Walm-, Krüppelwalm-,
Zelt- und Satteldächer zulässig. Bei Doppelhäusern sind die gleiche
Dachneigung und Dachform zwingend vorgeschrieben.

2. Als Farbe der Dachhaut werden entsprechend der RAL-Farbtöne 7015,
7016, 7022, 7024, 7030, 7044 oder 8019 Schiefergrau, Dunkelgrau,
Schwarzgrau und Anthrazit in mattem Farbton  festgesetzt.

3. Nicht zulässig als Dachhaut sind großformatige Blecheindeckungen,
glänzende Materialien bzw. Materialien mit glänzenden Beschichtungen und
Glasuren sowie Edel- bzw. Glanzengoben bei Tonziegeln.

4. Solarkollektoren, Photovoltaikanlagen und sonstige Anlagen zur Erzeugung
regenerativer Energie sind bei geneigten Dächern mit der Dachhaut bündig
zu installieren.

Gartengestaltung

5. Die Anlage von Kies- und/oder Schottergärten ist unzulässig.

Fassadengestaltung

6. Die Fassaden der Hauptgebäude sind als Lochfassaden mit Glatt- oder
kleinkörnigem Strukturputz auszubilden.  Bekleidungen aus Holz, Klinker,
Natur- oder Kunststein mit matter Oberfläche sind bis zu 50% der
Fassadenfläche zulässig.

7. Als Fassadenfarben sind Farbtöne der Erdfarbenpalette zulässig sowie
gebrochenes Weiß.  Bei Doppelhäusern ist die gleiche Farbgebung für die
Fassaden zu verwenden.

8. Die aufgehenden Geschosse sind ohne deutlichen Versatz untereinander
auszuführen. Nicht zulässig sind Staffelgeschosse. Dies gilt auch bei einer
Überdachung der vortretenden Geschosse.

Werbeanlagen

9. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und nur unterhalb der
Traufe bzw. Attika zulässig. Reflektierende Beleuchtungen, Schwell- oder
Wechsellicht sowie Lichtwerbung mit greller Farbgebung (Neonfarben) ist
nicht zulässig.

Einfriedungen

10. Als Einfriedung von Grundstücken sind Holz- oder Metallzäune mit
senkrechter Lattung  bis 1,80 m Höhe und Laubgehölzhecken bis 1,50 m
Höhe zulässig. Nicht zulässig ist Maschendrahtzaun zum öffentlichen Raum.

11. Sockelelemente sind bis zu einer Höhe von 0,50 m über der anstehenden
Geländeoberkante zulässig.

III.     Hinweise

1. Als Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen zum Artenschutz ist eine
Ökologische Baubetreuung zur Überwachung der fachgerechten Umsetzung
der Maßnahmen zum Artenschutz, insbesondere für die fachgerechte
Ausführung der Gehölzpflanzungen und Blühflächen entlang des nördlichen
und östlichen Geltungsbereichs des Plangebietes und für Schmetterlinge
und Vogelarten (insbesondere von Bodenbrütern) sowie im Bedarfsfall bei
Betroffenheit von Amphibien oder Reptilien zu beauftragen.

2. Die Maßnahmen zum Artenschutz gemäß textlicher Festsetzungen 6.1, 6.2
und 6.3 sind spätestens nach Abschluss der vollständigen Bebauung des
Bebauungsplangebietes vollständig umzusetzen, dem LRA Sachgebiet
Naturschutz/ Landwirtschaft anzuzeigen und durch eine Dokumentation zu
belegen.

3. Das Plangebiet befindet sich in der Schutzzone III des
Wasserschutzgebietes Rohwasserstollen Talsperre Neunzehnhain -
Talsperre Einsiedel (T-5421636). Verboten ist das Errichten oder Erweitern
von baulichen Anlagen mit Abwasseranfall, ausgenommen das Abwasser
wird vollständig aus dem Wasserschutzgebiet herausgebracht.
Entsprechende Anforderungen für Bau und Betrieb in der Schutzzone III sind
zu beachten.

4. Das Plangebiet befindet sich in einer archäologischen Relevanzzone.
Erdarbeiten etc. an Stellen, von denen bekannt oder den Umständen nach
zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden, bedürfen nach § 14
SächsDSchG der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde. Die
bauausführenden Firmen sind auf die Meldepflicht von Bodenfunden gemäß
§ 20 SächsDSchG hinzuweisen.

5. Zur Sicherung der Klimaziele wird die Verwendung von regenerativen
Brennstoffen und Heizmedien empfohlen. Bei Verwendung von
Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen auf Dachflächen sind diese
vorzugsweise mit der Längsseite nach Süden auszurichten.

6. Da das Plangebiet in einem Radonvorsorgegebiet liegt, sind beim Neubau
von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen neben der
fachgerechten Ausführung der Maßnahmen hinsichtlich des
Feuchteschutzes nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik ein
zusätzlicher Radonschutz einzuplanen und eine der folgenden Möglichkeiten
nach § 154 StrlSchV durchzuführen:

a. Verringerung der Radon-222-Konzentration unter dem Gebäude, oder

b. gezielte Beeinflussung der Luftdruckdifferenz zwischen
Gebäudeinnerem und Bodenluft an der Außenseite von Wänden und
Böden mit Erdkontakt, oder

c. Begrenzung der Rissbildung an Wänden und Böden mit Erdkontakt und
Auswahl diffusionshemmender Betonsorten mit der erforderlichen
Dicke der Bauteile, oder

d. Absaugung von Radon an Randfugen oder unter Abdichtungen, oder

e. Einsatz diffusionshemmender, konvektionsdicht verarbeiteter
Materialien oder Konstruktionen.

IV.  Auswahllisten Bäume und Sträucher zur Bepflanzung von Flächen
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB

A) Auswahlliste Laubbäume, mind. 12 cm Stammumfang
Spitzahorn Acer platanoides
Bergahorn Acer pseudoplatanus
Rotbuche Fagus sylvatica
Trauben-Eiche Quercus petraea
Stieleiche Quercus robur
Winterlinde Tilia cordata
Berg-Ulme Ulmus glabra

B) Auswahlliste Vogelschutz- und Vogelnährbäume, mind. 12 cm
Stammumfang
Wildapfel Malus sylvestris
Zierapfel (sog. Vogelfutterbaum) Malus-Hybride (z.B. Evereste)
Vogelkirsche Prunus avium
Traubenkirsche Prunus padus
Wildbirne Pyrus pyraster
Eberesche Sorbus aucuparia
Feldahorn Acer campestre
Hainbuche Carpinus betulus

C) Auswahlliste Vogelschutz- und Vogelnährsträucher, mind. 3xv.
Hohe Sträucher:
Kornelkirsche Cornus mas
Haselnuss Coryllus avellana
Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna
Zweigriffliger Weißdorn Crataegus laevigata
Gemeines Pfaffenhütchen Euonymus europaea
Faulbaum Frangula alnus
Traubenkirsche Prunus padus
Mittelhohe Sträucher:
Echte Felsenbirne Amelanchier ovalis
Gewöhnliche Berberitze Berberis vulgaris
Roter Hartriegel Cornus sanguinea
Liguster Ligustrum vulgare
Heckenkirsche Lonicera xylosteum
Schlehe Prunus spinosa
Strauchrosen Rosa dumalis, R. canina, R. sanguinea,

R. corymbifera
Brombeere Rubus fruticosus
Schwarzer Holunder Sambucus nigra

Schneeball Viburnum opulus

Verfahrensvermerke
1. Die Aufstellung des Bebauungsplans „Holzboden II“ wurde in der Sitzung des Gemeinderates

am 25.11.2019 beschlossen. Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
ist durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Gemeinde Gornau vom 04.12.2019 erfolgt.

Gornau, den Bürgermeister Siegel

2. Der Gemeinderat hat am 01.02.2021 den Entwurf des Bebauungsplans, Stand 11.01.2021
mit Begründung gebilligt und zur öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt.

Gornau, den Bürgermeister Siegel

3. Der Entwurf des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
(Teil B) sowie der Begründung haben in der Zeit vom 15.03.2021 bis einschließlich
16.04.2021 öffentlich ausgelegen.
Entsprechend § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und
Genehmigungsverfahren während der COVID-19 Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz
(PlanSiG) wird die Auslegung durch eine Veröffentlichung im Internet ersetzt.
Der Inhalt der Bekanntmachung und die Planunterlagen waren im oben genannten Zeitraum
im Internet unter hllp://www.gornau.de/aktuelles sowie im Landesportal Sachsen
unter www.bauleitplanung.sachsen.de einsehbar.
Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne des § 3 Abs. 2 PlanSiG bestand im Zeitraum
der öffentlichen Auslegung die Möglichkeit, die Planunterlagen im Rathaus der Gemeinde
Gornau, Rathausplatz 5 nach telefonischer Voranmeldung einzusehen.

Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen die nicht fristgerecht
abgegebene werden, bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt
bleiben können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplanes nicht von Bedeutung ist,
im Amtsblatt vom 03.03.2021 ortsüblich bekannt gemacht worden. Die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 04.03.2021 von der
Auslegung benachrichtigt.

 Gornau, den Bürgermeister Siegel

4. Der Gemeinderat hat die abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden
und sonstigen Träger öffentlicher Belange am 13.12.2021 geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt
worden.

 Gornau, den Bürgermeister Siegel

5. Aufgrund eines Verfahrensfehlers hat der Bebauungsplan vom 11.01.2021 mit Änderung vom
03.12.2021, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) und der
Begründung in der Zeit vom 14.04.2022 bis einschließlich 16.05.2022 nochmals während der
Sprechzeit der Gemeindeverwaltung Gornau und in der Stadtverwaltung Zschopau öffentlich
ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während
der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden
können, im Amtsblatt der Gemeinde Gornau vom 06.04.2022 ortsüblich bekannt gemacht
worden.
Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen wurden in
der Zeit vom 14.04.2022 bis einschließlich 16.05.2022 zusätzlich auf die Internetseite der
Gemeinde Gornau und in das zentrale Landesportal Bauleitplanung Sachsen eingestellt und
darüber zugänglich gemacht.

Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen die nicht fristgerecht
abgegebene werden, bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt
bleiben können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplanes nicht von Bedeutung ist,
im Amtsblatt der Gemeinde Gornau vom 06.04.2022 ortsüblich bekannt gemacht worden.
Weiterhin wurden die von den Änderungen vom 03.12.2021 betroffene Öffentlichkeit sowie
die betroffenen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 12.04.2022 bzw. 13.04.2022
von der Auslegung benachrichtigt und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

 Gornau, den Bürgermeister Siegel

6. Der Gemeinderat hat die im Rahmen der nochmaligen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung
abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange am 20.06.2022 geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

 Gornau, den Bürgermeister Siegel

7. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde
am 20.06.2022 vom Gemeinderat als Satzung beschlossen. Die Begründung zum
Bebauungsplan wurde mit Beschluss des Gemeinderates vom 20.06.2022 gebilligt.

  Gornau, den Bürgermeister Siegel

8. Die Bezeichnung und graphische Darstellung der Flurstücke betreffs ihrer Übereinstimmung
mit der amtlichen Flurkarte wird mit Stand vom ……………. bestätigt.
Die Lagegenauigkeit der zeichnerischen Darstellung wird nicht bestätigt.

Landratsamt Erzgebirgskreis,
Annaberg-Buchholz, den Referatsleiter/in Siegel

9. Die Genehmigung des Bebauungsplanes wurde mit Verfügung des Landratsamtes
Erzgebirgskreis vom …............. AZ:............................. erteilt.

  Gornau, den Bürgermeister Siegel

10. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil
B), wird hiermit ausgefertigt.

  Gornau, den Bürgermeister Siegel

11. Die Erteilung der Genehmigung und das Inkrafttreten des Bebauungsplans sowie die Stelle,
bei der der Bebauungsplan mit der Begründung auf Dauer während der Sprechzeiten von
jedermann eingesehen werden können und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am
.................. im Amtsblatt vom …….….... öffentlich bekannt gemacht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung
von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit
und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen für Vermögensnachteile durch diesen
Bebauungsplan (§§ 39 - 42 und 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen
des § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO wurde ebenfalls hingewiesen.

Die Satzung ist am ................... in Kraft getreten.

  Gornau, den Bürgermeister Siegel

Bebauungsplan Holzboden II Gornau

Teil A - Planzeichnung M 1: 1000

Regelprofil Straßenquerschnitt Haupterschließungsstraßen (Planstraßen 1),
ohne  Maßstab

         Teil B - Textliche Festsetzungen

SATZUNG
Gemeinde Gornau
Erzgebirgskreis

Bebauungsplan bestehend aus:
Teil A - Planzeichnung M 1 :  1000

Fassung vom: Änderung vom:

Planbearbeitung:
Architektur- und
Ingenieurbüro
DR. KRUSE . PLAN
Schönherrstraße 8
09113 Chemnitz

Bebauungsplan Holzboden II Gornau

03.12.2021

Privates
Wohnbau-

land

5,0 m
Wall mit Wildgehölzhecke

Privates
Wohnbau-

land

7,0 m
Grün- und Blühstreifen

Acker

Prinzipskizze Querschnitt Wallhecke mit Entwässerungsgraben und Blühstreifen als
Übergang und Schutzanlagen gegen wild abfließendes Oberflächenwasser, ohne Maßstab

Wildgehölzhecke linienhaft, 5,0 m breit
(Pflanzfelder: klein 1,5x1,0 m, groß 1,5x2,0m = 12,0 lfm/ Pflanzabschnitt, Breite 4,0 m zzgl. jeweils als Übergang zur
Grundstücks- bzw. Grabenseite eine 0,5 m breite Fläche für hohe und mittelhohe Sträucher gemäß
Pflanzenauswahlliste C:

Rechtsgrundlagen

a) Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S.
3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I S. 674).

b) Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

c) Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017
(BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S.
1802).

d) Sächsische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl. S.
186), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Juni 2022 (SächsGVBl. S. 366).

Präambel
Satzung der Gemeinde Gornau über den Bebauungsplan „Holzboden II"

Aufgrund § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I S. 674) ,
sowie nach § 89 der Sächsischen Bauordnung (SächsBO) in der Fassung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl.
S. 186, 187), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 1. Juni 2022 (SächsGVBl. S. 366) in
Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62, 63), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 9. Februar 2022 (SächsGVBl. S. 134), beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Gornau
in seiner öffentlichen Sitzung am  20.06.2022  folgende Satzung über den Bebauungsplan „Holzboden II",
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den Textlichen Festsetzungen (Teil B).
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Planzeichenerklärung
gemäß der Planzeichenverordnung (PlanzV 1990)
Anordnung der Festsetzungen ("Nutzungsschablone")

Art der baulichen Nutzung Grundflächenzahl
Bauweise max. Anzahl der Vollgeschosse

1. Art der baulichen Nutzung (§9, Abs.1, Nr.1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet (§4 BauNVO)

2. Maß der Baulichen Nutzung (§9, Abs.1, Nr.1, BauGB, §16 BauNVO)

0,25 maximale Grundflächenzahl (§19, BauNVO)

3. Bauweise, Baugrenzen, Baulinien (§9, Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

o offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

4. Verkehrsfläche (§9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

Verkehrsflächen, öffentlich

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, öffentlich

Verkehrsberuhigter Bereich, Notweg

Fuß- und Radweg

Straßenbegrenzungslinie

5. Grünflächen (§9 Abs.1 Nr.15 BauGB)

Zweckbestimmung: öffentliche Spiel- und Freifläche

Zweckbestimmung öff. Streuobstwiese

Zweckbestimmung Wildgehölzhecke, privat

6. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die
Regelung des Wasserabflusses (§9 Abs.1 Nr. 16 BauGB)

Regenwasserrückhaltebecken

offener Graben zur gedrosselten Regen- und Oberflächenabwasserableitung

7. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft (§9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft

8. Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen und zum Erhalt von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§9 Abs.1 Nr.25 Bauchstabe BauGB

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen

Anpflanzung von Bäumen

Anpflanzung von Sträuchern, Wildgehölzhecke

9. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (§9 Abs.7 BauGB)

10. Plandarstellungen ohne Festsetzungscharakter

Maßangaben in Meter

bestehende Flurstücksgrenzen

  160/1
277/124   bestehende Flurstücksnummern

bestehende Gebäude und bauliche Anlagen

   365,12 bestehende Geländehöhen/ Höhenbezug: DHHN92

Parzellierungsvorschlag

WA

WA 
o II

0,25

ED
max. TH:
7,5 m

Einzel- und Doppelhäuser max. Traufhöhe

STRASSENQUERSCHNITT

Fahrstreifen Fahrstreifen

Fahrbahn Mehrzweck-
streifen

Verkehrsraum
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Beschluss Nr. 315/22
Der Gemeinderat der Gemeinde Gornau beschließt die Bestel-
lung der Gleichstellungsbeauftragten für die Verwaltungsgemein-
schaft Zschopau-Gornau, Frau Claudia Weber, zum 01.08.2022.

Beschlüsse Nr. 316/22-319/22
Die Beschlüsse zur Abwägungstabelle können zu den Öffnungs-
zeiten im Bauamt der Stadtverwaltung Zschopau, Altmarkt 2, ein-
gesehen werden.

Beschluss Nr. 320/22
Der Gemeinderat der Gemeinde Gornau wägt die Stellungnah-
men zum Entwurf des Bebauungsplanes „Betriebsstätte am 
Truschbach“, bestehend aus Planzeichnung (Teil A), textlichen 
Festsetzungen (Teil B) sowie Begründung mit Umweltbericht in 

der Fassung vom 01.12.2021, gemäß Anlage (Abwägungstabelle) 
einzeln ab und beschließt das Abwägungsergebnis.
Das Abwägungsergebnis wird zur Einarbeitung in die Planunter-
lagen bestimmt.
Die Bauverwaltung wird beauftragt, die Beteiligten von der Be-
handlung der Stellungnahmen in Kenntnis zu setzen.

Beschluss Nr. 321/22
Der Gemeinderat der Gemeinde Gornau beschließt den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan „Betriebsstätte am Truschbach“, 
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen 
Festsetzungen (Teil B) in der Fassung vom 20.06.2022 als Sat-
zung. Die Begründung mit Umweltbericht wird gebilligt.

Beschlüsse der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates Gornau vom 20.06.2022
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Vorhabenträger:

Planverfasser:

Flurstücksgrenzen

Flurstücksnummern

Weg

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO)

Gewerbegebiet mit festgesetzter Nutzung (§ 1 Abs. 2 Nr. 10 BauNVO; § 8 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 BauGB i.V.m. 16 BauNVO)

0,4

0,8

II

TH / FH

GD

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 BauGB; §§ 22+23 BauNVO)

o

4. Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

private Grünfläche (nach PlanZV 9.)

Grundflächenzahl (nach PlanZV 2.5)

Geschossflächenzahl (nach PlanZV 2.1)

Anzahl der Vollgeschoss (nach PlanZV 2.7) Höchstgrenze

Traufhöhe / Firsthöhe als Höchstmaß (nach PlanZV 2.8)

Geneigtes Dach (Satteldach, Pultdach, Walmdach etc.)

Dachneigung

offene Bauweise (nach BauNVO § 22 Abs. 2) und (nach PlanZV 3.1)

siehe Pkt. 1.1 der textlichen Festsetzungen

Baugrenze (nach PlanZV 3.5)

Bestandsgebäude

6. Verkehrsflächen und -anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

8. Maßnahmen zum Schutz, Pflege und Entwicklung von Boden, Landschaft

Umgrenzung von Flächen zum Schutz und Erhalt von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen Bepflanzungen (größtenteils vorhanden) (nach PlanZV 13.2.1.)

Bäume (nach PlanZV 13.2.1.)

Sträucher (nach PlanZV 13.2.1.)

Schutzwall, bepflanzt; genaue Lage wird noch festgelegt

vorhandene Felswand, Geröllhalde, Böschung

9. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (nach PlanZV 15.13.)

Fläche für Löschwasserversorgung (Löschteich mit Entnahmestelle) (nach PlanZV 7.)

Fläche für Elektrizität (Transformatorenstation) (nach PlanZV 7.)

Gemarkungsgrenze

private Verkehrsfläche im Geltungsbereich des Plangebietes (nach PlanZV 6.1.)

5. Wasserflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

vorhandenes Fließgewässer II. Ordnung (nach PlanZV 10.)
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Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 8 BauNVO)

Nach Maßgabe der Planzeichnung werden festgesetzt:

Das Gebiet innerhalb des Geltungsbereiches wird als Gewerbegebiet (GE) im Sinne des § 1 der

Baunutzungsverordnung BauNVO in der Fassung vom 21. Nov. 2017, geändert durch Art. 2

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16, 19 und 20 BauNVO)

Die in der Planzeichnung eingetragenen Grund- und Geschossflächenzahlen gelten als Höchstgrenze

und dürfen nicht überschritten werden. Die Geschossflächenzahl (GFZ) beträgt maximal 0,8.

Die Zahl der Vollgeschosse ist dabei höchstens II.

Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird auf 0,4 bestimmt.

Die zulässige maximale Traufhöhe über dem natürlichen Gelände (Steinbruchsohle) ist in der Planzeichnung (Teil A)

festgesetzt und beträgt 6,00m. Die Firsthöhe wird mit 10,00m festgesetzt (Steinbruchsohle = 365,00m NN).

Im Ausnahmefall können höhere Gebäude zugelassen werden, wenn dies aus betriebstechnischen Gründen notwendig ist.

Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) / Baugrenze (§ 23 BauNVO)

Im Planbereich gilt eine offene Bauweise nach § 22 Absatz 2 BauNVO.

Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten und dürfen eine Gebäudelänge von max. 40m erreichen.

sowie als harte Bedachungen ausgeführt sein, um die Brandausbreitungsgefahr zu minimieren.

Es wird eine Baugrenze festgesetzt, innerhalb derer Bebauung möglich ist. Damit wird sichergestellt,

dass eine Abstandsfläche zur Grundstücksgrenze bzw. der Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

von baulichen Anlagen freigehalten wird, um eine Einbindung in die Landschaft vornehmen zu können.

Dieser Streifen hat eine Breite von 5,00m Breite.

Verkehrsflächen

Die Einmündung zum Bebauungsplangebiet ist so zu gestalten, dass die Betriebsstätte mittels Sattelzügen

erreichbar ist. Sämtliche Privatstraßen, Privatwege, Werksstraßen usw. sind mit wasserdurchlässigen

Flächen für den ruhenden Verkehr müssen mit wasserdurchlässigen Belägen (Rasengitter, Schotterrasen,

wassergebundene Decke, Natursteinpflaster usw.) befestigt werden.

Die Anbindung an die Staatsstraße S 235 erfolgt in Bitumenbauweise.

Wasserflächen / Fließgewässer

Die Baugrenze zum Fließgewässer "Truschbach" muss mindestens 10m vom Uferbereich entfernt liegen.

Festsetzungen

Die vorhandenen Bäume und Sträucher sind zu erhalten.

Die Sträucher sind im Verband von 2,50m x 2,50m zu setzen (Pflanzgröße 60 - 80cm).

Der Uferbereich des Fließgewässers ist von jeglicher Bebauung freizuhalten (ausgenommen Gebäudebestand).

Der vorhandene Privatweg entlang der südlichen Gebietsgrenze ist mit durchlässigem Belag zu befestigen

Es sind für die festgesetzten Standorte folgende Gehölze zu verwenden:

Der Löschteich ist einzufrieden.

(Gewässerinstandhaltung, Bewirtschaftung usw.).

Bäume:

Winterlinde

Sommerlinde

Bergahorn

Spitzahorn

Stieleiche

Traubeneiche

Hängebirke

Tilia cordata

Tilia platyphylos

Acer pseudoplatanus

Acer plantanoides

Quercus robur

Quercus petraea

Betula pendula

Alnus glutinosa

Fagus sylvatica

Carpinus betulus

Schwarzerle

Rotbuche

Hainbuche

Gemeine Eberesche

Gemeine Esche

Bergulme (Rüster)

Vogelkirsche

Sträucher:

Schwarzer Holunder

Traubenholunder

Gemeiner Schneeball

Sambucus nigra

Sambucus racemosa

Viburnum opulus

Sorbus aucuparia

Fraxinus excelsior

Ulmus glabra

Prunus avium

Gewöhnliche Traubenkirsche

Gemeine Hasel

Wildbirne

Salweide

Bruchweide

Ohrweide

Holzapfel

Prunus padus

Corylus avellana

Pyrus pyraster

Salix caprea

Salix fragilis

Salix aurita

Malus sylvestris

Rubus fruticosus

Rubus idaeus

Crataegus laevigata

Gemeine Brombeere

Gemeine Himbeere

Zweigriffiger Weißdorn

Großfrüchtiger Weißdorn

Wildrose / Hagebutte

Gemeiner Seidelbast

Schwarzdorn / Schlehe

Berberitze

Crataegus x macro

Rosa canina / subca.

Daphne mezereum

Prunus spinosa

Bergkiefer

Krüppelkiefer

Pinus mugo

Berberis vulgaris

Pinus mugo subsp. mugo

Besenginster

Hundsrose

Purgier-Kreuzdorn

Cytisus scoparius

Rosa canina

Rhamnus cathartica

Europäisches Pfaffenhütchen

Schmetterlingsflieder

Weigelie

Euonymus europaea

Buddleja davidii

Weigela

Bodenfunde, Altbergbau, Denkmalschutz, Vorranggebiet Rohstoffe, Vermessung usw.

Da der Geltungsbereich des Plangebietes in einem Bergbaugebiet liegt, sind die Tagebaue aktuell zu kartieren.

Das Risswerk wird vom Tagebaubetrieb des Steinbruches nachrichtlich übernommen.

Truschbach --->

10. Füllschema der Nutzungsschablone

geplanter Löschteich Inhalt V=200m³ (nach PlanZV 10.2)

Art der baulichen Nutzung Zahl der Vollgeschosse

Grundflächenzahl Geschossflächenzahl

Bauweise zulässige Dachform

TraufhöheDachneigung

Die überwiegenden Bauarten der Gebäude müssen als feuerbeständige oder feuerhemmende Umfassungen

Auftretende archäologische Funde sind zu sichern und das Landesamt für Archäologie Sachsen

unverzüglich zu informieren. Die Ausgrabungen sind sachgerecht zu bergen und zu dokumentieren.

Vermessungs- und Grenzmarken dürfen nicht verändert, beschädigt oder entfernt werden.

Flurstücksgrenzen sind mit festen, dauerhaften und örtlich erkennbaren Grenzmarken abzumarken.

Grenzmarken dürfen nur von den zuständigen Vermessungsbehörden und den öffentlich bestellten Vermessungs-

ingenieuren eingebracht, verändert, wiederhergestellt oder entfernt werden.

Sollte sich im Rahmen der Erschließungs- und Bauarbeiten ein Altlastenverdacht ergeben, ist das zuständige

Landratsamt, Umwelt- und Naturschutzbehörde vom Sachverhalt unverzüglich zu unterrichten.

Vor Beginn der Erschließungs- und Bauarbeiten hat der Vorhabenträger bei den Versorgungsträgern

über im unterirdischen Bauraum eventuell vorhandene Versorgungsleitungen Auskunft einzuholen.

Planstand: 20.6.2022

Maßstab: M 1:500 Blatt 1 von 1

RAPISBauleitplanung

Kartenauszug aus RAPIS vom 20.01.2020

1:25.000

0 650 1.300

Meter

- Gemeinde mit Zukunft -

Rathausplatz 5

09405 Gornau

Weißbach & Söhne Steinbruch GmbH

Kleinolbersdorfer Weg 6 B

09573 Dittmannsdorf

BauIngenieurBüro Gornau

Waldkirchener Straße 14

09405 Gornau

Vor Rückbau von Bestandsgebäuden sind diese auf gebäudebewohnende Arten sorgfältig abzusuchen.
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MASSSTAB: 1:500

GE

5°-45°

Flächenzusammenstellung

Flustück-Nr.

275/3

274/4

276a

276/2

276/3

Größe in m² Geplante Fläche in m²

16.242m²

52m²

1.550m²

14.955m²

2.951m²

11.466m²

52m²

1.550m²

6.316m²

510m²

19.894m²Gesamtfläche Betriebsstätte:

davon private Verkehrsfläche:

davon private Grünfläche:

davon vorh. Bebauung:

davon geplantes Baufeld:

ca. 940m²

ca. 8.477m²

ca. 252m²

ca. 2.440m²

davon Löschteich: ca. 200m²

davon geplante Betriebsfläche: ca. 7.585m²

= 19.894m²

Belägen herzustellen.

Der Schutzwall ist mit dornenreichen Sträuchern und Bodendeckern zu begrünen.
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7. Flächen für Versorgungsanlagen, Einrichtungen und Sonstiges

Flächen für Versorgungsanlagen / Löschwasser (nach PlanZV 7.)

Einfahrtbereich (nach PlanZV 6.4.)

Erläuterung der Abkürzungen:

o = offene Bauweise

GD = geneigtes Dach (Pultdach, Satteldach, Walmdach o.ä.)

1. Der Gemeinderat der Gemeinde Gornau hat in seiner Sitzung am 2.11.2020 die Aufstellung

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Betriebsstätte am Truschbach" beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde am 16.12.2020 im Amtsblatt Gornau Dez. 2020 ortsüblich bekanntgemacht.

Gornau, den 2.11.2020                                        Siegel                             Bürgermeister

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durch die Auslegung

des Vorentwurfes mit Stand Juli 2021 in der Zeit vom 14.10.2021 bis 16.11.2021 nach Ankündigung im

Amtsblatt der Gemeinde Gornau Ausgabe Oktober 2021 vom 6.10.2021 durchgeführt

Gornau, den 1.10.2021                                       Siegel                             Bürgermeister

3. Die frühzeitige Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange

gemäß § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 14.10.2021. Die Behörden wurden aufgefordert,

Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB bekannt zu geben.

Gornau, den 14.10.2021                                      Siegel                             Bürgermeister

4. Der Gemeinderat Gornau billigte in seiner Sitzung am 31.1.2022 den Planentwurf mit Begründung und

Umweltbericht in der Fassung vom 1. Dezember 2021 und beschloss die Offenlegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB.

Gornau, den 31.1.2022                                        Siegel                             Bürgermeister

5. Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A)

und dem Textteil (Teil B), die Begründung sowie die wesentlichen bereits vorliegenden umweltbezogenen

vorgebracht werden können, am 2.3.2022 im Amtsblatt der Gemeinde Gornau Ausgabe März 2022

Gornau, den 1.3.2022                                         Siegel                             Bürgermeister

6. Die Bezeichnung und graphische Darstellung der Flurstücke betreffs ihrer Übereinstimmung

mit der amtlichen Flurkarte wird mit Stand vom ..................... bestätigt.

Landratsamt Erzgebirgskreis

7. Der Gemeinderat Gornau hat die Anregungen der Bürger, der Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange geprüft.

Gornau, den 11.7.2022                                        Siegel                             Bürgermeister

8. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan in der Fassung vom 20.6.2022, bestehend aus der Planzeichnung

(Teil A) und dem Textteil (Teil B) wurde am 11.7.2022 vom Gemeinderat Gornau als Satzung beschlossen.

Die dazugehörige Begründung einschließlich Umweltbericht wurde gebilligt.

Gornau, den 11.7.2022                                        Siegel                             Bürgermeister

9. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan, bestehend aus Teil A (Planzeichnung) und Teil B (Textteil)

in der Fassung vom 20.6.2022 wurde am ................. vom Landratsamt Erzgebirgskreis genehmigt.

Gornau, den ...................                                  Siegel                             Bürgermeister

10. Die Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Betriebsstätte am Truschbach" Gornau OT Witzschdorf

bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B), wurde ausgefertigt.

Gornau, den ...................                                  Siegel                             Bürgermeister

vorhandener Wald entspr. SächsWaldG

Auf Grund des § 12 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.11.2017

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26.4.2022 (BGBl. I S. 674) sowie nach § 89

der Sächsischen Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.5.2016 (SächsGVBl. S. 186),

zuletzt geändert durch das Gesetz vom 1. Juni 2022 (SächsGVBl. S. 366) in Verbindung mit

§ 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung

vom 9.3.2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Februar 2022

(SächsGVBl. S. 134) wird nach Beschlussfassung durch den Gemeinderat Gornau vom 11.7.2022 folgende

bestehend aus:

- der Planzeichnung (Teil A) M 1:500 und

- dem Textteil (Teil B)

in der Fassung vom 20.6.2022 erlassen.

Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil des vorhabenbezogenen

Bebauungsplanes. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung

des Satzungsbeschlusses in Kraft.

und im Bürgerportal Sachsen digital veröffentlicht.

Stellungnahmen haben in der Zeit vom 11.3.2022 bis zum 11.4.2022 während der Sprechzeiten der

Gemeindeverwaltung nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis,

dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift

ortsüblich bekannt gemacht worden.

Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen wurden in der Zeit

vom 11.3.2022 bis zum 11.4.2022 zusätzlich auf der Internetseite der Gemeinde Gornau und die des zentralen

Landesportals Bauleitplanung Sachsen eingestellt und darüber zugänglich gemacht.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 10.3.2022

von der Auslegung benachrichtigt und zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB aufgefordert.

Die Lagegenauigkeit der zeichnerischen Darstellung wird nicht bestätigt.

Annaberg-Buchholz, den...................                  Siegel                             Referatsleiter/in

Das Abwägungsergebnis ist den Trägern öffentlicher Belange schriftlich am 12.7.2022 mitgeteilt worden.

11. Die Erteilung der Genehmigung für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan sowie die Stelle,

der Gemeindeverwaltung Gornau und Stadtverwaltung Zschopau

von jedermann eingesehen werden können und über deren Inhalt Auskunft zu erhalten,

ist am 3.8.2022 im Amtsblatt der Gemeinde Gornau Ausgabe August 2022 ortsüblich bekannt gemacht worden.

In der Bekanntmachung ist auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzungen

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen

(§ 4 Abs. 4 SächsGemO i.V. m. § 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von

Entschädigungsansprüchen (§§ 39 - 42 und 44 BauGB) hingewiesen worden.

Die Satzung ist mit Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft getreten.

vorhandene Geländehöhen

Während der Erschließungs- / Bauarbeiten sind Vorkehrungen zum Schutz der Vegetation

zu treffen, um z.B. vorhandene Wiesen- und andere Pflanzflächen nicht zu überfahren.

Für Greifvögel können Sitzstangen im Randbereich angebracht werden.

Des weiteren können Brutkästen für bestimmte Vogelarten sowie Insektenhotels vorgesehen werden.

Für gebäudebewohnende Arten sind geeignete Unterschlupfmöglichkeiten zu schaffen

(z.B. Höhlenbäume, Fledermau-Sommerquartiere, Nisthilfen usw.).

BaulandmobilisierungsG vom 14.6.2021 festgesetzt.

Versorgungsleitungen

Oberirdische bauliche Anlagen (Masten und Unterstützungen), die für die Telekommunikation und Elektrizität

zur Versorgung des Gebietes bestimmt sind, sind zulässig.

Bestandsgebäude und vorhandene bauliche Anlagen

Die vorhandenen Betriebsgebäude, baulichen Anlagen und Ver- und Entsorgungseinrichtungen werden erhalten.

(ehem. Brecherwerk, Transformatorenstation, Maste usw.). Felswände und Böschungen sind zu sichern.

Dachneigung und Dachform

Für Fabrikations-, Werkstatt- oder sonstige Betriebsgebäude ist die in der Planzeichnung eingetragene Dachform

zulässig. Diese müssen als geneigtes Dach ausgeführt werden und dürfen eine Dachneigung

Sonstige gestalterische Festsetzungen

Für die Fassaden- und Dachflächen dürfen keine grellen Farben oder Signalfarben verwendet werden.

Blinkende und / oder bewegliche Werbung ist nicht gestattet.

Gestaltungsvorschriften

Zulässig sind Einfriedungen aus Doppelstabmatten, Maschendrahtgitter und Holzzäune, welche an Stahlsäulen

oder Natursteinsäulen zu befestigen sind.

Einfriedungen benachbarter Grundstücke sind aufeinander abzustimmen. Die Höhe sollte max. 2,50m betragen.

Firsthöhe max. 10m

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Rechtsgrundlagen

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786),

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

- Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (Sächsische Gemeindeordnung - SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62),

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Februar 2022 (SächsGVBl. S. 134)

- Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Kulturdenkmale im Freistaat Sachsen (Sächsisches Denkmalschutzgesetz - SächsDSchG) vom 3. März 1993 (SächsGVBl. S. 229),

zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 21. Mai 2021 (SächsGVBl. S. 578)

- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege im Freistaat Sachsen (Sächsisches Naturschutzgesetz - SächsNatSchG) vom 6. Juni 2013 (SächsGVBl. S. 451),

zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Februar 2021 (SächsGVBl. S. 243)

- Erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen - 1. BImSchV) vom 26. Januar 2010 (BGBl. I S. 38),

zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4676).

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes

vom 26. April 2022 (BGBl. I S. 674)

- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542),

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908)

- Bundesberggesetz (BBergG) vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1760)

- Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694)

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502),

zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306)

zwischen 5° und 45° haben, um auch Gründächer zu ermöglichen.

Geneigtes Dach (Satteldach, Pultdach, Walmdach etc.) mit Firstrichtung parallel oder orthogonal zur Straße

Im Rahmen der festgesetzten Nutzung sind nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung

sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Änderungen des Durchführungsvertrages

oder der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrages sind zulässig (§ 12, Abs. 3a BauGB).

Gornau, den ...................                                  Siegel                             Bürgermeister

bei der die Satzung mit Begründung und Umweltbericht auf Dauer während der Sprechzeiten

Dies beinhaltet auch den Ersatz von abgängigen Gehölzen.

Nach § 14 SächsDSchG bedarf der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde, wer Erdarbeiten etc.

an einer Stelle ausführen will, von der bekannt oder den Umständen nach zu vermuten ist,

dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Wir bitten, die ausführenden Firmen auf die Meldepflicht

von Bodenfunden gemäß § 20 SächsDSchG hinzuweisen.

Da sich das Plangebiet derzeit am Rande des Vorranggebietes oberflächennaher Rohstoffe Nr. 38

des aktuell gültigen Regionalplanes Chemnitz-Erzgebirge befindet, wird ausdrücklich darauf hingewiesen,

dass die unverritzten Festgesteinsvorräte, welche sich innerhalb des regionalplanerisch gesicherten

Vorranggebietes befinden, nicht durch eine zukünftig denkbare Erweiterung der Bebauungsfläche Richtung Norden

blockiert werden. Eine potentielle zukünftige Gewinnung dieser Festgesteinsvorräte darf durch etwaige

Baumaßnahmen nicht eingeschränkt werden. Auf die kartographische Darstellung wurde verzichtet.

Schleppkurve Lastzug 1-90

Planungsgrundlage: Bestandsaufnahme ard Baustoffwerk GmbH 2014-2019
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SATZUNG

Gemarkung

Witzschdorf

Baufeld ca. 50*50m

über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Betriebsstätte am Truschbach"

in 09405 Gornau Ortsteil Witzschdorf

Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Betriebsstätte am Truschbach", Gornau OT Witzschdorf

Gemarkung

Witzschdorf

Gemeinde Gornau

GEMEINDE GORNAU

VORHABENBEZOGENER BEBAUNGSPLAN "BETRIEBSSTÄTTE AM TRUSCHBACH"

TEIL A - PLANSTAND VOM 20.6.2022

TEIL B

1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

TEIL A

PLANZEICHENERKLÄRUNG

1.1. Planungsrechtliche Festsetzungen

1.3. Grünordnerische Festsetzungen

1.4 Hinweise

ÜBERSICHTSLAGEPLAN GORNAU Vorhabenbezogener Bebauungsplan

"Betriebsstätte am Truschbach"

BETRIEBSSTÄTTE AM TRUSCHBACH

VERFAHRENSNACHWEIS

SATZUNG DER GEMEINDE GORNAU

1.2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Ab. 4 BauGB und § 89 SächsBO)

nach § 12 BauGB
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